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§ 29  Einweisung durch das Aufnahmeersuchen 
 
(1) Die Vollstreckungsbehörde weist die verurteilte Person durch ein Aufnahmeersuchen in die zuständige 
Vollzugsanstalt ein. Das Aufnahmeersuchen ist der Vollzugsanstalt in zwei Stücken zu übersenden; es 
muss ihr noch vor dem Eintreffen der verurteilten Person zugehen.

(2) Werden gleichzeitig mehrere Verurteilte eingewiesen, so ist für jede verurteilte Person ein besonderes 
Aufnahmeersuchen zu stellen.

(3) Ist der verurteilten Person der Beschluss über den Widerruf der Aussetzung der Strafe, des Strafrestes, 
der Unterbringung, des Straferlasses oder über die nach § 67c Abs. 2 StGB angeordnete Vollstreckung der 
Unterbringung öffentlich zugestellt, so sind dem Aufnahmeersuchen zur Aushändigung an die verurteilte 
Person, soweit ihr nicht bereits mit Vollstreckungshaftbefehl übergeben, beizufügen

1.  je eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der genannten Beschlüsse und
 
2.  eine Belehrung über die Möglichkeit, die nachträgliche Anhörung (§ 33a StPO) oder die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen und gleichzeitig sofortige Beschwerde einzulegen 
(§§ 44, 45, 453 Abs. 2 Satz 3 StPO).

 


